
 

 

 

  

Schriftliche Anfrage betreffend Verkehrsentwicklung Grenzregion – Herausforderungen 
und Chancen 
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Aus der nahen Grenzregion von Basel-Stadt bzw. der ganzen Nordwestschweiz pendeln jeden Tag rund 65'000 
Grenzgängerinnen und Grenzgänger. Für Basel-Stadt bringt dies neben vielen wirtschaftlichen Vorteilen auch 
grosse Herausforderungen mit sich, v.a. eine hohe Belastung durch den privaten Pendler-Verkehr. Diese 
Situation ist mittel- bis langfristig nicht tolerierbar, zumal damit interessante Chancen für die Quartier- und 
Stadtentwicklung ungenügend genutzt werden. 

Namentlich in der elsässischen Nachbarschaft ist bis heute das ÖV-Angebot sehr mangelhaft. Für die 
grenznahen Quartiere entsteht als Konsequenz daraus ein grosses Aufkommen an Privatverkehr und eine starke 
Belastung der Parkplatzsituation. Für Ärger bei den Anwohnerinnen und Anwohner sorgt besonders die 
Zusatzbelastung durch den Suchverkehr. 

Einerseits werden ansonsten zunehmend verkehrsberuhigte Quartierstrassen und für breite Bevölkerungskreise 
attraktive Wohnlagen in den Aussenquartieren auf nicht zumutbare Weise belastet. Gleichzeitig hat das 
mangelhaft ausgebaute ÖV-System zur Folge, dass erhoffte positive Effekte des Pendlerverkehrs kaum Wirkung 
zeigen können. Namentlich der im Rahmen der Nordtangenten-Neuplanung als Verkehrsdrehscheibe konzipierte 
Bahnhof St. Johann kann diesen Anspruch bisher nur ansatzweise erfüllen. Wesentliche Gründe dafür sind der zu 
dünne Fahrplan sowie Verzögerungen bei der Zulassung neuer Zugsysteme. 

Um die negativen Auswirkungen auf die Quartiere (womit die Attraktivität von Basel-Stadt herabgemindert wird) 
einzudämmen, sind neben den laufenden Tramerweiterungen und dem langfristigen Ausbau des S-Bahnsystems 
konkrete kurz- und mittelfristige Massnahmen erforderlich. 

Ich bitte den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie beurteilt die Regierung die aktuelle Situation der Verkehrsentwicklung in der Grenzregion? 

2. Wieviel Prozent der Grenzgänger/innen nutzen den ÖV, bzw. den Privatverkehr? 

3. Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit mit den Behörden der Nachbarländer? 

4. Mit welchen konkreten und kurz- bis mittelfristig wirksamen Massnahmen kann die Regierung die Situation 
verbessern? 

5. Welche mittel- und langfristigen Entwicklungsschritte sind geplant? 

6. Welche Massnahmen bestehen konkret zur Etablierung des Bahnhofs St. Johann als 
Verkehrsdrehscheibe? 

Seyit Erdogan 

 

 


